Darlehnskaſſen und 


dem Begriff 


Biertefjährt; 
Porto 7 Thlr. 11%, Sgr. 90 
fünftheiligen Zeile in Petitſchrift 1½% Sgr. 


Nr. 377. Mittag⸗Ausgabe. 


Preußen. 


0. K. C. Candtags⸗- Verhandlungen. 
6. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. j 

Berlin, 14. Aug. Eröffnung 1 Uhr 25 Min. Am Miniſtertiſche Finanz⸗ 
miniſter b. d. Heydt, Juſtizminiſter Graf zur Lippe, Fultusminiſter v. Mübler. 
ee ‚gi ngen laßt Praſt 

a n gewöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen t Präſident von 
Forckenbeck ein von dem Abg. Se 9 rz ingegangenes Schreiben 
verleſen, worin dieſer anzeigt, daß ihm durch fönigliche Cabinets⸗Ordre vom 
II. Auguſt die Civilverwaltung der occupirten Länder Naſſau, Oberheſſen und 
Frankfurt a. M. unter dem Ober⸗Commando der Main-Armee übertragen 
worden ſei. Er ſei dadurch verhindert, eine Zeit Ba den Sitzungen des 
Hauſes beizuwohnen, glaube aber nicht, daß hier Artikel 78 der Verfaſſung 
Platz greifen könne, da das neue Amt nur ein vorübergehendes Commiſſorium 
lei, für vas er auch nur Diäten zur Beſtreitung der Mehrausgaben erhalte. 
Er überläßt jedoch dem Hauſe die Entſcheidung darüber und bittet, falls fein 
Mandat hierdurch nicht für erloſchen erklärt wird, um einen achtwöchentlichen 
Urlaub. — Auf den Vorſchlag des Präſidenten ertheilt das Haus zunächſt 
einen vierwöchentlichen Urlaub und überreicht das Schreiben der Geſchäfts⸗ 
ordnungs⸗Commiſſion zur Berichterſtattung. 5 *. 

Der Präſident theilt darauf die Namen der 21 Mitglieder der Adreß⸗ 
Commifſion mit, die heute vor der Sitzung von den Abtheilungen gewählt 
worden find. Es find die Abg. Grabow, Waldeck, v. Hoverbeck, Harkort, 
Lüning, Stod, Graf Schwerin, d. Braachiiſch, Duncker, Prinz zu Hohenlohe, 
Holzapfel, v. Nordenflycht, v. Bockum⸗Dolffs, Bender, André, Graf Bethyſy⸗ 
Huc, Koſch, v. Bodelſchwingh, Virchow, v. Kleinſorge, Elven. i 

Der Praſident ertheilt alsdann zur Einbringung von Regierungsvorlagen 


das Wort dem 

Fenner n. Ri Heydt. In Folge allerhöchſter Ermächtigung über⸗ 
reiche ich die Verordnung d. d. 18. Mal d. J. über die Gründuag von 
gabe won e e ee 
Als die Mobilmachung ang net wurde, traten in allen Kreiſen der Ge 
werbethätigkeit 1 des Verkehrs plötzlich Stodungen ein, welche zu großer 
Beunruhigung und Verlegenheiten führten. Der Eindruck derſelben war um 
fo mißlicher, ls 1 66 eine ungewöhnliche Kriſis in England auf den 
Geldverkehr einwirkte. Es war ſchwierig, Geld zu ſchaffen, ſelbſt für die 
beſten Effekten. So kam denn von vielen Seiten das Erſuchen, zu demſelben 


b 


Mittel zu schreiten, welches im Jahre 1848 fo ſehr zur Berubigung und Er: 
leichterung des Geldverkehrs beigetragen hat, nämlich Darlebnskaſſen zu er⸗ 


richten. Die Staatsregierung ſah ſich nicht in der Lage aus Staatsmitteln 
Hilfe zu leiſten, und wenn fie daher zur Errichtung von Darlehnstaſſen ſchritt, 
ſo verkannte „A nicht, daß dazu die Mitwirkung der Landesvertretung nöthig 
it. Es war aber kurz zuvor das Haus der Abgeordneten aufgelöft worden, 
r m 2 85 pe entweder mit der de dae ate zu warten, 
eue ag zuſammentr 8 i s 

wortung Hilfe zu (haffen. nentreten würde, oder aber auf eigne 8 
„Die Staatsregierung wählte aus Rückſichten der Fürſorge das Letztere, 
weil ſie dadurch großen Calamitäten vorzubeugen glaubte; fie ſchritt dazu mit 
dem zuverſichtlichen Vertrauen, daß die Landesvertretung in Anerkennung de: 
wohlwollenden Abſicht die Genehmigung nicht verſagen, ſondern die Indem⸗ 
nität ertheilen werde, welche ich hiermit ausdrücklich erbitte. Was die Wir⸗ 


kung der Maßregel anbetrifft, ſo hat ſich gezeigt, daß durch ſie bald Geld zu 


haben war; die ſiegreichen Erfolge der Armee ſteigerten das Vertrauen bald 
Biber und das Geld zeigte ſich wieder leichter. So iſt es denn gekommen, 
daß, während man glaubte, die Summe von 25 Millionen werde für dieſen 
Zweck nicht ausreichen, davon nur der kleinere Theil ausgegeben zu werden 
brauchte. Im erſten Monat wurden 6,000,000 Thlr. ausgegeben, im zweiten 
etwas über 5,000,000 Thlr., zuſammen 11,260,000 Thlr. Davon find 1,200,000 
ff angreite Aurheigeflofien, jo daß jetzt ca. 10,000,000 Thlr. noch im Um⸗ 
8 d. Es ſcheint, daß weitere Ausgaben nicht nöthig fein werden; wenn 
ennoch in der Vorlage ein Vorbehalt von 3 Jahren bis zur Auflöſung der 
Darlehnskaſſen feſigehalten wird, ſo darf angenommen werden, daß nach Ab⸗ 
lauf eines Jahres oder ſchon mit Ablauf des Kalenderjahres die Auflöſung 
erfolgen werde. Ich gebe anheim, die Vorlage zur Vorberathung den Com⸗ 
miſſionen ſür 1 175 und für Handel und Gewerbe zu überweiſen. 

Der Abg. Waldeck beantragt, die Vorlage der Budget⸗Commiſſion, der 
Abg. Lasker, ſie den Commiſſionen für Handel und Juſtiz zu überweiſen, 
welche letztere zur Berathung der Indemnitätsertheilung beſonders geeignet 
ſei. Die Abgeordneten v. Hennig und Michaelis treten dieſen Vorſchlägen 
Ae und die Vorlage wird den Commiſſionen für Handel und Finanzen 
überwieſen. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Durch allerhöchſte Ermächtigung vom 
geſtrigen Tage bin ich beauftragt, dem Landtage den Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Ertheilung der Indemnität für die Verwaltung des 
Staatsbaushalts von 1862 ab und eine Creditbewilligung für 
die Staatsregierung für die Staatsausgaben des Jahres 1866 
darzulegen. Die Verhandlungen über das Staatshaushalts⸗Geſetz haben 
en 1862 nicht zu einem erwünſchten Kefultate geführt; die Staatsausgaben 
7 en deshalb ſeit jener Zeit derjenigen geſetzlichen Grundlage entbehrt, die fie 
Fr durch ein Geſetz erhalten können. Wenn ein Staatshaushalts⸗Geſetz zu 
x 1 gekommen wäre, fo würde ein ſolches der Staatsregierung im Voraus 

e Ermächtigung zur Führung des Staatshaushalts gegeben haben; da ein 
ſolches nicht zu Stande gekommen ift, jo wird die Ertheilung der Indemnität, 
das heißt, die Entbindung der Staatsregierung von der Verantwortlichteit 
dafür, daß fie den Staatshaushalt ohne geſetzliche Feſtſtellung geführt hat, hier⸗ 
mit verlangt. Wenn die Staatsregierung auf der einen Seite ſich deſſen 
bewußt ift, daß fie bei der Fortführung des Staatshaushalts einer drin⸗ 
genden Pflicht genügt hat, und daß ſie bei der Verwendung der Staats⸗ 
gelber ſich beſchränkt hat auf das, was im Intereſſe des Staates uner⸗ 


läßlich geboten war, fo hat fie auf der anderen Seite, im Einklange mit den 


von erhabener Stelle geäußerten Worten den dringenden Wunſch, den Con⸗ 
flict für alle Zeiten zu beſeitigen. Es gehört dazu ein Entgegenkommen von 
allen Seiten. Die Staatsregierung bethätigt dieſen ihren Wunſch, indem ſie 
den vorliegenden Geſetzentwurf dem hohen Hauſe überreicht, und ſie vertraut 
zuverſichtlich auf deſſen Annahme. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß durch die 
Ertheilung der Indemnität der Reviſion der 1 und der Ertheilung 
der Decharge nicht vorgegriffen wird, und es iſt daher im 81 des vorliegen⸗ 
den Geſetzeutwurfes hierauf Bezug genommen. Was nun die Führung des 
Staatshaushalts für das laufende Jahr betrifft, jo hat die Staatsregierung 
geglaubt, davon abgehen zu müſſen, den früher vorgelegten Etat nochmals 
fahren RaeN. Abgeſehen davon, daß dies nur zu unerquicklichen Discuſſionen 
7. — 2 * o konnte es wegen der vorgeſchrittenen Zeit ſich nur darum 
mit San Geiſte der Monate den Staatshaushalt feſtzuſte en. Da dies aber 
Staatsregie er Verfaſſung nicht im Einklang ſein würde, jo ſchlägt die 
gierung vor, i 1 5 für dies Jah 

einen Credit zu erthellendr zugleich mit dem Indemnitätsgeſeß TH Jahr 
ies ena und fie wie dies der § 2 des vorliegenden Geſetz⸗ 
Entwurfes enthält, zur Ausgabe v al er 8 2 Tbal e 
Bei Annahme dieſer Summe it au 2 Millionen Thalern 3 3 
ast zu Grunde gelegt worden der Ctat, ber, in 

e 1900 e wurde. Damals ene 

läſſig gewordener Erſparniſſe wird der Metern d bac u Bun 
ausreichen. Ich erlaube mir dem hohen Kaufe beermit den betpeſſenden Geſet⸗ 
denſelben zur Vorberathung einer 


M. H., ich bitte, dieſen Geſe R 3 K 
miſſion zu überweiſen. Da die Frage der eder t ben 
Creditgeſetz, und dieſer Credit lediglich an die Stelle des en 
mäßigen Budgets treten ſoll, jo kann das Geſetz nur der Budget⸗Commiſſton 
uͤberwieſen werden, da dieſe Commiſſion ja ganz allein dazu eingeſetzt ift 
um über das Budget zu berathen. t iſt, 
Abg. v. Bonin iſt ebenfalls der Anſicht, die 8 
Geſetzes recht eigentlich Aufgabe der Budget⸗Commiſſion iſt. 
Abg. Lent ft der Meinung, daß der Begriff der Indemnitat es wohl 
werth üt, ein darauf bezügliches Gesetz durch eine beſondere Commiſſion be⸗ 
rathen zu laſſen. aus 
Virchow: Keine andere Commiſſion hat ſich bis jetzt mehr mit 
; der Indemnität beſchäftigt, als die Budget-Commüfon, nament⸗ 
lich geſchieht dies auch in dem Berichte, den der Herr Miniſter des Innern 


daß die Vorberathung dieſes 


er Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb inel. 


auer 


Inſertionsgebühr für den Raum einer 


\ 


Siebenundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


am Schluß der vorigen Seſſion hat confisciren laſſen und den er hoffentlich 
jetzt wieder freigeben wird. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Ich habe noch meinen früheren Worten 
hinzuzufügen, daß es der Wunſch der Staatsregierung war, auch gleich das 
Budget für das Jahr 1867 vorzulegen. Aber die außerordentlichen Verhält⸗ 
niſſe der Gegenwart haben es unmöglich gemacht, für viele Poſitionen bis 
jetzt irgend einen Anhalt zu gewinnen, doch geht die Abſicht der Staats⸗ 
regierung dahin, dies Budget fo bald wie moglich, jedenfalls jo, daß es noch 
rechtzeitig, vor Schluß des Aer, zum Geſetz erhoben werden kann, zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung vorzulegen. (Allſeitige Zuſtimmung.) 8 

Abg. Waldeck ſpricht für Ueberweiſung des Geſetzentwurfes an die 
Budgetcommiſſion. 0 

aba: Michaelis: Die Budgetcommiſſton iſt nur zur Berathung der 
Spezialitäten des Budgets da; hier liegt aber die Sache ganz anders, und 
ich ſchlage deshalb die Ueberweiſung an eine beſondere Commiſſion vor. 

Abg. Schulze (Berlin). Grade weil es Sache der Commiſſion ſein würde, 
über die Specialitäten des Creditgeſetzes eine Vorberathung eintreten zu laſſen, 
empfiehlt ſich die Ueberweiſung des Entwurfs an die Budgetcommiſſion. 
Nachdem noch Abg. Dr. Gneiſt bemerkt hat, daß auch, wenn eins beſondere 
Commiſſion niedergeſetzt würde, dieſe häufig auf die Budgetcommiſſion werde 
recurriren müſſen und ebenſo Abg. v. Bockum⸗Dolffs, daß die frühere 
Budgetcommiſſion den Etat für dies Jahr ſchon ganz einmal berathen habe, 
und viele Mitglieder der früheren in die jetzige Commiſſton wiedergewählt 
ſeien, nimmt ſchließlich das Haus mit großer Majorıtät die Ueberweiſung der 
Vorlage an die Budget⸗Commiſſion an. N 5 

Finanzminiſter Frhr. v. d. Heydt: Ich habe dem Hauſe demnächſt den 
Entwurf eınes Geſetzes vorzulegen, betreffend den außerordentlichen Geldhe⸗ 
darf der Militair⸗ und Marineverwaltung. In den Motiven zu dieſem Ge⸗ 
ſetze find zunächſt die politiſchen Verhältniſſe, welche zu dem Kriege Anlaß 
gaben, ausführlich dargelegt. Ich darf mich eines näheren Eingehens um 
ſo mehr enthalten, als der Herr Reſſort⸗Chef bei der weiteren Berathung Ge⸗ 
legenheit nehmen wird, darauf zurückzukommen. In finanzieller Beziehung 
ſind die in Betracht kommenden Umſtände nur im Allgemeinen angedeutet. 
Es wird ſich empfeblen, in Betreff der Höhe der Kriegskoſten und den 
Mitteln zu ihrer Deckung, die näheren Erläuterungen und Mittheilungen, ſo 
weit ſie überhaupt jetzt ſchon gegeben werden können, der näheren Berathung 
vorzubehalten. Es iſt zur Zeit noch nicht thunlich, die Koſten genau anzu⸗ 

eben. Es kommen dieſe erſt nach und nach zur Verrechnung, und einen 
Deftkmmmten, ganz genauen Ueberblick giebt erſt die Rechnung, wie ſie nachher 
vorliegen wird. Dann ſind die Ausgaben für die Unterhaltung der mobilen 
Armee auch noch nicht als beendet zu betrachten. Wie lange ſie noch fort⸗ 
dauern werden, iſt noch unbeſtimmt. Die Mittel zur Deckung der Koſten 
ſind entnommen theils aus dem Staatsſchatze, theils aus dem Erlöſe von 
Effecten, die der Staatskaſſe zur Verfügung ſtanden, weiter durch Disconti⸗ 
rung der Steuer⸗Credite, durch welche in kürzeſter Friſt eine febr. beträchtliche 
Summe ſofort zur Verfügung geſtellt werden konnte, und aus der Benutzung 
von übergebenen disponiblen Beſtänden. Dieſe letzteren müſſen bald wieder 
erſetzt werden. Zu den laufenden Koſten für die mobile Armee gehören außer⸗ 
dem die Ausgaben für Munition, Kleidungsſtücke 1. Um nun außerdem 
gegen etwaige Eventualitäten geſchützt zu ſein, bittet die Staatsregierung um 
eine Creditbewilligung bis zur Höhe von 60 Millionen Thalern (Bewegung). 
Die Staatsregierung wird denſelben natürlich nur in ſoweit in Anſpruch 
nehmen, als die angedeuteten Bedürfniſſe es erfordern. Disponible Fonds 
find zur Zeit vorhanden circa drei Millionen Steuer⸗Credit⸗Wechſel 
Effecten für etwa fünfzehn Millionen; dazu kommen die Effecten für den 
Verkauf der weſtfäliſchen Staats⸗Eiſenbahn, falls der Landtag denſelben ge⸗ 
nehmigen ſollte, an Werth von 15 Millionen Thalern; dazu noch der Preis 
für den Erlös anderer Staatsactiva, wegen deren Verkauf beſondere Vorla⸗ 

en vorbehalten werden (hört! hört!); hierzu würden ſchließlich noch die Kriegs⸗ 

1 — — 5 a bon 8 bekommen, mit Bauen wir 
7 nun in der Abſicht wachen unächſt an den 

Staatef atz die ca. 22 Millionen Thaler zurückzuzahlen, ine daraus ent⸗ 
nommen worden ſind; denn wenn je, ſo haben wir jetzt die Ueberzeugung, 
daß eine kriegsbereite Armee allein nicht genügt, um allen Eventualitäten zu 
begegnen, daß auch ein kriegsbereiter Schatz zur Seite ſtehen muß (Bravo . 
Die Erfahrung lehrt, daß in gewiſſen Zeiten, namentlich dann, wenn von 
Mobilmachung der Armee die Rede iſt, die ſicherſten Effecten weder zu ver⸗ 
werthen noch zu beleihen ſind. Hätte die Staatsregierung zu jener Zeit eine 
Anleihe machen müſſen, ſo würde das nur mit den größten Opfern ermög⸗ 
licht ſein, wenn überhaupt die Gelder ſofort zu beschaffen geweſen wären. 

Die Mittel nun, die etwa dann, wenn dieſe Fonds nicht rechtzeitig beſchafft 
werden könnten, mittlerweile notwendig fein würden, meint die Regierung am 
leichteſten durch die Ausgabe von Schatzanweiſungen zu finden, welche auf Grund 
des Creditgeſetzes die Staatsſchulden⸗Verwaltung auf die Staatsſchulden⸗Tilgungs⸗ 
kaſſe ausfallen würde, verzinsliche Schatzanweiſungen, die in Frankreich und Eng⸗ 
land ſebr beliebt ſind, und die auch hier ohne Verluſt zu begeben ſein wür⸗ 
den. Sie würden auf 3, auf 6 oder au 12 Monate auszuſtellen ſein, und 
wenn die Effecten nicht zu annehmbaren Courſen vorber realiſirt werden 
könnten, würden dieſe nach und nach verwerthet und ihr Erlös zur Einlöſung 
der Schatzanweiſungen benutzt werden können. Nur in dem Falle, wenn es 
biernach noch nöthig ſein ſollte, oder wenn unvorhergeſehene Umſtände ein 
1 würde überhaupt noch von einer wirklichen Anleihe die Rede ſein 
oͤnnen. 

Es hat bei der Normirung der Höhe des Credits Rückſicht darauf genom⸗ 
men werden müſſen, daß der Krieg zwar vorläufig eingeſtellt, daß ein Waffen⸗ 
ſtillſtand beſchloſſen, aber daß der Friede noch nicht abgeſchloſſen iſt 
(Senſation) und daß nach verſchiedenen Richtungen bin noch Wei⸗ 
terungen eintreten können. (Bewegung. Hört! Hört!) Wie die Dinge 
heute liegen, ſcheint indeß der Fall kaum annehmbar, daß eine wirkliche An⸗ 
leihe abgeſchloſſen zu werden braucht. Es iſt deshalb auch vorgeſehen bei dem 
Creditge etz, daß, ſoweit über den Credit nicht bis zur nächſten Sitzung des 
Landtags verfügt iſt, dann auch dem Landtage die weitere Beſchlußnahme 
darüber zuſtehen muß, ob der Credit weiter aufrecht zu erhalten ſei, und es 
wird die Regierung alsdann Rechenſchaft ablegen von der Benutzung, die etwa 
auf Grund des Geſetzes wird ftattgefunden haben. NE möchte anbeimgeben, 
weißen itgeich einer beſonderen Commiſſion zur Vorberathung zu über: 
„ Abg. Tweſten ſtellt den Antrag, das Geſetz der Budget⸗Commiſſion zu 
überweiſen: Abg. v. Vincke⸗Hagen iſt für den Vorſchlag des Miniſters. — 
Das Haus beſchließt zur Prüfung der Vorlage dieſelbe einer beſonderen Com⸗ 
miſſion von 21 Mitgliedern zu überweiſen. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Im allerhöchſten Auftrage habe ich dem 
hohen Hauſe 2 Verträge vorzulegen, die ſchon in voriger Seſſion dem Hauſe 
vorgelegen haben, nämlich den Handelsvertrag zwiſchen dem Zollverein und 
Italien, und den Schifffahrtsvertrag zwiſchen Preußen und Großbritannien: 
ich ſtelle anheim, beide den vereinigten Commiſſtonen für Finanzen und Zölle 
und für Handel und Gewerbe zu überweiſen. 

Abg. Duncker ftellt den Antrag, da die Verträge in den Commiſſionen 
a Seſſion durchberathen wären, Schlußberathung im Hauſe eintreten 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc lane ſich dagegen aus, und iſt für den Vor⸗ 
ſchlag des Finanzminiſters, zumal durch die neueſten Veränderungen in Deutſch⸗ 
land das Wort Zollverein eine andere Bedeutung erlangt habe. 

Der Duncker ſche Antrag fällt; der Vorſchlag des Finanzminiſters wird 
angenommen. g 

Finanzminiſter v. d. Heydt bringt ferner ein: den Geſetzentwurf, be⸗ 
treffend die Ausgabe ben Talons zu den Ae abi * 
den Schuldverſchreibungen der paderbornſchen und eichsfeld⸗ 
ſchen Tilgungskaſſen. Dieſer Entwurf hat bereits dem früheren Hauſe 
vorgelegen und iſt damals von der Commiſſion für Finanzen und Zölle be⸗ 
rathen worden. Schließlich beantragt der Herr Miniſter die Genehmigung der 
Verordnung wegen Abänderung der Taraſätze für Zucker vom 
10. April 1866. Im vorigen Haufe hat ein Geſetzentwurſ in demſelben 
Sinne vorgelegen, war auch von der Finanzcommiſſion einſtimmig angenom⸗ 
men worden, aber nicht zur Beſchlußfaſſung im Hauſe gelangt. Von einer 
anderen Zollvereins⸗Regierung wurde bald nachher eine Verordnung erlaſſen 
in demſelben Sinne, und die Regierung hat kein Bedenken getragen, auf 
Grund des Art. 30 der Verfaſſung die Verordnung zu erlaſſen, da ſchon 
oͤfters ohne Widerſpruch des Landtags in derartigen Zollvereins⸗Angelegen⸗ 


— 
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Babe 


1 — Herrenſtraße Nr 20 Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 15. Auguſt 1866. 


Der Miniſter beantragt Ueberwei⸗ 
b Finanz⸗Commiſſion. 8 
ür beide Vorlagen wird Schlußbergthung im Hauſe beſchloſſen: in 


ng derſelbe Weg gewählt worden iſt. 
1 der Vorlage an die 


Betreff der erſteren auf den Antrag des Abg. Krieger, in Betreff der an⸗ 
deren auf den Antrag des Abg. Hoppe. Der Präſident ernennt zu Refe⸗ 
renten die Abgg. Krieger reſp. Röpell. 5 . 

Der Juſtizminiſter Graf zur Lippe überreicht zwei Nee be⸗ 
treffend die Veräußerung von Munition, Geſchützen u. . w., und die Siſtirung 
des Civil⸗Prozeß⸗Verfahrens gegen Militärperſonen, welche zur mobilen Armee 
eingezogen wurden. Der Herr Miniſter ſtellt anheim, dieſelben beide der 
Ju ee zu überweiſen. 7 

uf Antrag des Abg. Virchow wird für die erſte Vorlage Schlußbera⸗ 
thung, für letztere jedoch auf Antrag des Herrn Miniſter Ueberweiſung an die 
Juſtiz⸗Commiſſion beſchloſſen. : f { 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Bei der Berathung über die Indemnitäts⸗ 
Ertheilung für die budgetloſe Regierung der letzten Jahre werde man auf 
den Bericht der Budget⸗Commiſſion der letzten Se ſion zurückgehen müſſen; 
derſelbe ſei aber von einem Regierungs⸗Commiſſar unter Siegel gelegt wor⸗ 
den; man werde ſie zurückverlangen müſſen. ? Be: 

Der Präſident v. Forckenbeck erklärt, daß ihm die Papiere bei feinem 
Amtsantritt übergeben worden ſeien, und er ſie ihrer Beſtimmung gemäß an 
die Mitglieder des früheren Hauſes der Abgeordneten werde vertheilen laſſen. 

Es folgen darauf Wahlprüfungen: für die erſte Abtheilung referirt 
Abg. Lent über die Wahl im 5. oppelner Wahlbezirk. Auf ſeinen Antrag 
werden trotz einiger, die Wahlen jedoch nicht beeinfluſſender Mängel, dieſelben 
für giltig erklärt. j 2 
Abg. v. Brauchitſch berichtet für die dritte Abtheilung über die Wabl 
im 3. ſtettiner Stadtbezirk. Er beantragt die Wahl für giltig, nachträglich 
aber noch die Wahlen zweier Urwähler für ungiltig zu erklären. 7 

Abg. Prof. Caſſel: Meiner Erinnerung nach hat die Abtheilung gar 
nicht beſchloſſen, darüber einen Beſchluß des hohen Hauſes zu provociren, ſon⸗ 
dern nur die Unregelmäßigkeit anzuzeigen. FE 

Abg. Stavenhagen berichtigt ihn im Sinne des Referenten. | 

Die Abgg. Gneiſt, Gr. Bethuſy⸗Huc ſprechen ſich gegen den Antrag 
des Referenten aus. 5 N 1% 

Die Wahl des Abgeordneten des betreffenden Bezirkes wird für giltig 
erklärt und von der Ungiltigkeits⸗Erklärung der Urwahlen Abſtand genommen. 

Referent der vierten Abtheilung berichtet darauf über die Wahlen im 
4. und 6. Wahlbezirk des Regierungs⸗Bezirks Marienwerder und den 2. ber⸗ 
liner Wahlbezirk. Sämmtliche Wahlen werden für giltig erklärt. 

Im 2. berliner Wahlbezirk, wo die Abgeordneten Runge mit 485 von 
615 und Dr. Jacoby mit 432 von 593 Stimmen gewählt ſind, war ein 
Proteſt von Herrn Glaſer und Genoſſen eingelaufen, welchen der Wahl⸗ 
Commiſſar nicht berückſichtigt hatte. Die Abtheilung glaubte darauf kein Ge⸗ 
wicht legen zu können, weil es ſich da nur um 9 oder 10 Wahlmännerwahlen 
handelte. Trotzdem ſollte die Ungebührlichkeit des Verfahrens gerügt werden. 

Abg. Glaſer: Es ſollte nicht nur die Ungeſetzlichkeit conſtatirt, ſondern 
auch die Frage entſchieden werden, ob in einer Verſammlung von Wahlbe⸗ 
rechtigten und Nichtberechtigten ein legaler Wahlact vorgenommen werden 
könne. Der Proteſt ift von liberalen und conſervativen Wählern unterzeichnet. 

Abg. Schulze (Berlin): Das Haus hat nicht zu conſtatiren, wie viel 
Urwahlen da ungiltig geweſen ſind, ſondern nur die Wahl im Ganzen zu 
verwerfen oder zu billigen. i {en 

bg. Glaſer: Die Hauptſache it die Prinzipienfrage, die ich angeregt. 
Ich glaube, daß der Fall hier bei einer berliner Wahl anders liegt, als wenn 
das anderswo geſchehen wäre. Es iſt hier Sitte, daß die Bezirksvo r, 


alſo ſtädtiſche Behörden, eine Vorverſammlung veranſtalten, in der die le 


männer beſtimmt werden. Das ift eine ungerechtfertigte Wahlbeeinfluſſung. 


Heiterkeit. 
g. Las ker: 30 conſtatire, daß von jener Seite des Hauſes jetzt ſchon 
bei den Wahlprüfungen, bei denen wir abſichtlich bis gest den Anlaß zu 
Reibungen vermieden haben, dieſer Anſtoß zur ſchroſſen Sonderung der Par⸗ 
teien gegeben worden iſt. Bei allen anderen ähnlichen Fällen ſind wir ohne 
Schwierigkeiten über ſolche unweſentliche Momente hinweggekommenn. Nur 
1 Na iſt es gelungen, in der Angelegenheit eine prinzipielle Frage 
zu entdecken. 

Abg. Gneiſt: Es kommt darauf an, ob man dem Wahlcommiſſar nur 
Verſehen oder tendenziöſe Abſichten ſchuldgeben kann; letzteres iſt nicht gut 
möglich, wie auch Abg. Virchow conſtatirt. Br 

Gr. Eulenburg tritt dem Abg. Lasker entgegen: es ſei von den Conſer⸗ 
vativen keine Provocation zu tendenziöſer Behandlung der Wahlprüfungen 
ausgegangen, wie die Verhandlungen bewieſen. 

Fur die Giltigkeit der Wahlen der Abg. Dr. Jacoby und Runge ſtimmt 
das ganze Haus mit Ausnahme des Abg. Glaſer (Heiterkeit). f 

Der Präſident fordert die bereits gewählten Commiſſionen zum baldi⸗ 
gen Beginn ihrer Thätigkeit auf und beſtimmt, daß morgen 12 Uhr die heute 
eſchloſſenen Commiſſionen von den Abtheilungen gewählt werden. 

Schub 3% Uhr. Mächte Sihung unbefimmt. 

Berlin, 14. Aug. Se. Maj. der König nahmen im Laufe des 
heutigen Vormittags die Vorträge des Polizei⸗Präſidenten, des Kriegs⸗ 
miniſters, des Chefs des Generalſtabes der Armee, des Militär⸗Cabinets 
und des Miniſter⸗Präſidenten entgegen. — Ihre Maj. die Königin 
beſuchte geſtern das Lazareth des berliner Frauen⸗Vereins und beſichtigte 
heute das Lazareth in Spandau. 

Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht: Allerhöchſtihrem Gene⸗ 
ral⸗Adjutanten, dem General⸗Lieutevant Freiherrn v. Manteuffel, Ober⸗ 
Befehlshaber der Main⸗Armee, die Erlaubniß zur Anlegung des von des 
Großherzogs von Oldenburg königl. Hoheit ihm verliehenen Ehren⸗Großkreuzes 
mit Schwertern vom Haus⸗ und Verdienſt⸗Orden des Herzogs Peter Friedrich 
Ludwig zu ertheilen. : 

Der Kaufmann Emil Liebert in Mancheſter ift zum Vice⸗Konſul da⸗ 
ſelbſt beſtellt worden. (St.⸗Anz.) 

[Der General-Lieutenant und Präſes im Marine⸗Mi⸗ 
niſterium v. Rieben! begiebt ſich in dienſtlichen Angelegenheiten nach 
Geeſtemünde, dem Jadebuſen und nach Kiel. 

[urlaub.] Der Wirkl. Geh. Rath und Unterſtaats⸗Sekretär im 
Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten Frhr. v. Thile wird eine 
Urlaubsreiſe antreten. In ſeiner Stellung wird ihn einſtweilen ver⸗ 
treten der frühere Bundestags⸗Geſandte Wirkl. Geh. Rath Frhr. von 
Savigny, welcher zur Zeit ſchon die Unterhandlungen mit den ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten leitet. 

[Herr v. Patow.] Als demnächſtiger Oberpräfident von Frank⸗ 
furt a. M. wird uns der Staatsmin ſter a. D. Frhr. v. Patow be 
zeichnet. (Herr v. Patow iſt mit einer frankfurter Patricierin vermählt; 
die Fran Miniſterin iſt eine geborene v. Günderode.) 

[Vom Bundestage.] Der „Nürnb. Corr.“ berichtet: Mitthei⸗ 
lungen aus Augsburg beſtätigen, daß das Ende der Berathungen der 
dort verſammelten Bundestagsgeſandten nun in nächſter Zeit bevorſteht. 
Die Schließung dürfte nunmehr wahrſcheinlich durch den dermalen für 
die Führung der Stimme Oeſterreichs ſubſtituirten Bundestagsgeſandten 
Baierns, v. Schrenk, vollzogen werden. (N. Pr. 3.) 

[Parlamentariſche Nachrichten.] Zu der Alinea 7 der Adreſſe der 
conſervativen Partei hat der Abg. Prinz v. Hohenlohe folgendes Amende⸗ 
ment eingebracht: „Ebenſo bereit werden Euer Majeität uns finden, Mittel 
u gewähren, um die Hinterbliebenen der Krieger zu unterſtützen, die bei der 

ertheidigung des Vaterlandes ihr Leben verloren haben, ſowie um das Ge⸗ 
ſchick derjenigen Tapfern zu lindern, die in dem Kampfe verwundet wurden.“ 
Berlin, 14. Aug. [Zurüdweifung des franzöſiſchen 
Anſinnens.] In Bezug auf die Beziehungen zu Frankreich erfährt 
man heute von unterrichtetſter Seite Folgendes: Es if, wenn auch 
nicht officiell von Frankreich, allerdings das Anſinnen kundgegeben wor⸗ 
den, Preußen möge ſich zu Gebietsabtretungen verſtehen, doch hat Gr. 
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| maſſenhaft, daß die ſächſiſche Armee drei- bis viermal ſtärker fein müßte, 


Bismarck ſofort dem franzöſiſchen Botſchafter Benedetti geantwortet, 


daß ſolche Anforderungen überhaupt nicht Gegenſtand der|g 


Erörterungen ſein könnten. Mit dieſer Antwort iſt Hr. Bene⸗ 
detti abgereiſt. Unter dem Vorſitz des Königs hätte darauf, ſo wird 
erzählt, eine Berathung militäriſcher Autoritäten ſtattgefunden, im Ver⸗ 
lauf deren Gen. o. Moltke den Nachweis geführt habe, daß Preußen 
Frankreich, angeſichts der Engagements franzöſiſcher Truppen in Rom, 
Algier, Mexico ꝛc. numeriſch überlegen ſei, daß Frankreich nur 
400,000 Mann aufſtellen könne. Gr. Bismarck ſoll dem Tuilerien⸗ 
Cabinet eine Denkſchrift übermittelt haben; genug, das letztere hat ſeine 
Forderungen fallen laſſen!! 

Köln, 14. Auguſt. [Crawall.] Auf dem Mauritius⸗Walle fand 
geſtern Abend ein großer Crawall ſtatt, über deſſen Veranlaſſung bis 
jetzt die verſchiedenſten Gerüchte circuliren, jedoch noch nichts Genaueres 
feſtgeſtelt werden kann. So viel ſteht indeſſen feſt, daß die Sache ſehr 
bald an Ausdehnung zunahm und ſicher noch ernſtere Folgen gehabt haben 
würde, wäre nicht durch die Dazwiſchenkunft des Hrn. Stadtcommandanten, 
der ſich mit Lebensgefahr unter die kämpfenden Parteien begab u. ſofort die 
energiſchſten Maßregeln zu ergreifen befahl, einem weiteren Unheil vorge⸗ 
beugt worden. Aus den Häuſern wurde auf das Militär geſchoſſen, 
während die Militär⸗Perſonen die Abſicht ausſprachen und bereits aus⸗ 
zuführen begannen, die am Mauritius⸗Walle gelegenen öffentlichen Häu: 
ſer dem Erdboden gleich zu machen. So bietet denn die dortige Ge⸗ 
gend einen gar troſtloſen Anblick der Zerſtörung dar. Etwa ſechs Häu⸗ 
ſer, von Nr. 14 b. an bis 14 g., find furchtbar zerſtört, und auch die 
angrenzenden Wohnungen tragen die Spuren der Gewaltſamkeit. Mehr⸗ 

fache Verwundungen haben bei dieſem Crawalle ſtattgefunden. (K. Z.) 
Deut ſchlaud. 

A Aus dem Königreich Sachſen, 12. Aug. [Umſchlag in 
der Stimmung gegen Preußen. — Die Zukunft Sachſens.] 
Die demnächſt auch zwiſchen Preußen und Sachſen in Berlin ſtattfin⸗ 
denden Friedensverhandlungen beſchäftigen hier die Gemüther im hohen 
Grade. Der denkendere Theil der Bevölkerung knüpft Hoffnungen an 
ſie, die denjenigen der Partikulariſten ſchnurſtracks entgegenlaufen. Letztere, 
mit denen ich mich heut nicht befaſſen will, wünſchen natürlich nichts ſehnli⸗ 
cher, als die Wiederherſtellung des status quo ante, der alten Beuſt⸗ 
ſchen Wirthſchaft mit allen ihren auf die nationale Volksentwickelung 
verderblichen Einflüſſen. Nicht ſo die Erſteren. Während der faſt zwei⸗ 
monatlichen Occupation haben die Leute Gelegenheit gefunden, manche 
vorgefaßte Meinung gegen das preußiſche Volk und die preußiſchen Zu⸗ 
ſtände zu beſeitigen, wozu hauptſächlich die Anweſenheit der Landwehr 
viel, ſehr viel beigetragen hat. Zunächſt ſtand das muſterhafte Beneh⸗ 
men derſelben in einem zu großen Contraſt gegen die gefliſſentlich ge⸗ 
nährte Meinung, daß jeder Preuße ein Großſprecher, Rabuliſt und was 
ſonſt noch ſein müſſe, ſo daß ein Umſchlag der öffentlichen Meinung 
unverkennbar iſt. Der ruhige, ſolide und wohlwollende Verkehr, die 
allen Familien⸗Verhältniſſen rechnungtragende Rückſichtsnahme der von 
ihren eigenen Familien entfernten Truppen, endlich insbeſondere die durch 
freundlichen Umgang im hohen Grade gewonnene Zuneigung und An⸗ 
hänglichkeit der Kinder an die bärtigen Kriegergeſtalten mußten ſehr bald 
in Tauſenden und Abertauſenden die Ueberzeugung hervorrufen, daß man 
in ihnen abſichtlich Vorurtheile genährt habe, welche durchaus keinen 
Grund und Boden in den thatſächlichen Verhältniſſen finden. So wan⸗ 
delte ſich die Antipathie in Sympathie, die frühere an Haß grenzende 
Abneigung in Zuneigung, denn man fand nun auf einmal in den Jahr⸗ 
zehnte hindurch großthueriſch verſchrieenen Preußen ganz nette Leute, 
die es nicht verdienen, daß ſie den deutſchen Stammesgenoſſen länger 
als „Knecht Ruprecht“ vorgefaſelt werden. — Neben dieſer Klärung 
der Anſichten in Bezug auf Perſonen ſchritt ſelbſtverſtändlich die beſſere 
Erkenntniß anderweiter preußiſcher Verhältniſſe und Zuſtände. Im Ka: 
techismus des kleinſtaatlichen Regimes war es zum Glaubens⸗Artikel 
geworden, daß der preußiſche Landmann mit dem egyptiſchen nur zwei Freu⸗ 
den auf der Erde kenne und gemein habe: ſich am Waſſer ſatt zu 
trinken des Tages und des Nachts ſchlafen zu können. Steuern und 
Abgaben, dieſe Hauptwaffe in den Händen der Preußenfeinde, ſind 
ja noch ſo erdrückend, daß das Volk im Schweiße ſeines Angeſichts nicht 
genug ſchafſen kann, um nur Heer und Junker zu erhalten. Wie kanu 
unter ſolchen Verhältniſſen der preußiſche Landmann mit dem ſächſiſchen 
im Wohlbefinden ſich meſſen? Dieſe und ähnliche Illuſionen und Ma⸗ 
ximen find denn gründlich zerſtört worden, denn zur allgemeinſten Ver⸗ 
wunderung ſprachen die Landwehrleute ganz anders über ihre eigenen 
Verhältniſſe und die meiſt vollen Gelobörfen, die in gar vielen Fällen 
helfend in hieſige Familien⸗Verhältniſſe eingriffen, gaben ihren Aeuße⸗ 
rungen das glaubwürdigſte Gewicht. So kam man immermehr zur Er⸗ 
kenntniß der eigenen Unkenntniß des gemeinſamen deutſchen Vaterlandes 
und feiner Zuſtände. Aber als der ſchrecklichſte der Schrecken erſchien 
ſtets die allgemeine Wehrpflicht, dieſes Grundübel nationalen 
Wohlſtandes. Und auch hierin mußten ſie ſich von den Betroffenen 
ſelbſt belehren laſſen, wie die allgemeine Wehrpflicht keineswegs ein 
Hemmniß der materiellen Volkswohlfahrt und ihrer Entwickelung ſei, 
wenn auch dann und wann der Einzelne hart betroffen werden mag, 
wie aber der geiſtige Gewinn, den das Volksbewußtſein durch die Gleich⸗ 


berechtigung aller Staatsbürger erfährt, ungleich höher iſt, als die zeit- 


weiligen Berlüfte an Arbeitskraft. Unſere Kleinſtaatler fühlten, wie 
ſtolz das Wort und wie männlich es war: „wir ſind“ „das Volk in 
Waffen“ „und Keiner, weder der Geburts- noch Geld⸗Ariſtokrat bil⸗ 
det eine Ausnahme.“ Es lag doch für ſie etwas Ueberzeugendes 
darin, daß der Sohn des Bettlers wie des Grafen ſich Schulter an 
Schulter zur Vertheidigung des Vaterlandes ſtellen müſſen und daß 
ſelbſt der Familienvater Haus und Hof, Weib und Kind gern verläßt, 
wenn das Vaterland ſeines Armes bedarf. „Wenn ich meinem Sohne 
300 Thir. Loskaufgeld ſammle, jo braucht er nicht jahrelang mit der 
Muskete herumzulaufen und kann ſich während dieſer Zeit mehr ber⸗ 
dienen“ horte ich ſelbſt einen ſächſiſchen Landmann gegen einen Preußen 
äußern. „Und wenn ich“, entgegnete der Preuße, „Hunderte auf mei⸗ 
nen Sohn verwende, fo geſchiehts, um ihn auf Schulen zu ſchicken, 
damit er ſich die Reife zum einjährigen Freiwilligen erwirbt, und da⸗ 
mit habe ich ihm ein Kapltal für's Leben geſichert, das überall ſeine 
Zinſen trägt, und unendlich wichtigere Dienſte thut, als 300 Thlr. Los⸗ 
kaufgeld.“ Der Sachſe ſchwieg, er wagte die Wahrheit des Satzes nicht 
zu beſtreiten. Sollte indeß das Loskauf⸗Syſtem von der preußiſchen Re⸗ 
gierung nicht beſeitigt werden, die ſächſiſche wird es nie thun, denn es 
wirft für ſie einen guten Gewinn ab. Der Loskaufer iſt nämlich nicht 
verpflichtet, ſelbſt einen Stellvertreter zu ernennen; dies thut der Staat, 
an den nur die Loskaufs⸗Summe zu entrichten iſt. Der Staat aber 
hat die Aushebung in den Händen und dieſe geſchieht feit Jahren fo 


würden die Leute ſämmtlich eingeſtellt. Das geſchieht nun nicht; zus 
nächſt ſubtrahiren ſich die Loskaufer und in der Regel decken die ande⸗ 
ten armen Teufel den Bedarf. Fehlt es jedoch noch an Einigen, ſo⸗ 
greift der Staat in die gewonnene fette Loskaufs⸗Summe, um durch 
Eee Stellvertreter die Lücken auszufüllen. Das Uebrige bleibt Mi: 
„ Mär-Revenue, über welche Niemandem Rechnung zu legen iſt. — Um 
wieder dur ache zuridzutommen, fo ewöhne ih fhliplid noch die 
Fun Dot ee in Preußen, welches durch die 
ccupation bei dem vernünftigeren Theile der Bevölkerung erſchüttert 
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worden iſt. Zunächſt wundert man ſich über die Freiſinnigkeit der preu⸗ 
5 iſchen Landwehrmänner, weil man annahm, der Druck des Bismarck⸗ 
ſchen Regiments müſſe noch vielmehr geſchadet haben, als die Beuſt'ſche 
ſogenannte „milde Praxis“. 
und gewinnt damit das Gefühl, daß doch wohl im großen Staate die 
Freiheit lebensfähiger ſein müſſe, als im kleinen. Auch das Auftreten 
der preußiſchen Beamten imponirt; denn es ſticht von dem Schlendrian 
und Zopftbum der kleinſtaatlichen Bureaukratie vortheilhaft ab. Dieſe 
und eine große Menge anderer Dinge haben daher einen vortheilhaften 


Einfluß auf den weniger partikulariſtiſch geſinnten Theil unſerer Bevöl⸗] 


kerung geübt, und man würde ſogar in dieſen Kreiſen es nicht ungern 
ſehen, wenn die Friedensverhandlungen in Berlin zu keinem Reſultate 
führten, damit ſchließlich aus der Occupation ſich die Annexion ent⸗ 
wickelte. Hinſichtlich dieſer Eventualität glaubt man überzeugt zu ſein, 


daß König Johann läſtige Bedingungen nicht mit in den Kauf nehmen, 


ſondern lieber abdanken werde. Mehr noch als der König neigt der 
Kronprinz zu Oeſterreich, und es iſt allbekannt, daß Johann nur durch 


das ununterbrochene Drängen des Kronprinzen und Beuſt's das ver⸗“ 


hängnißvolle Bündniß eingegangen if, Würden daher die Friedens⸗ 
bedingungen, namentlich in militäriſcher Beziehung, ungünftig ausfallen, 
ſo daß etwa die ſächſiſchen Truppen in preußiſche Garniſonen verlegt 
würden und umgekehrt, fo hält man ſich auch vom Kronprinzen ver: 
ſichert, daß er auf die Krone verzichte. Es bliebe dann noch Prinz 
Georg, und dieſer iſt durch fein abſtoßendes Benehmen ſowie durch ſei⸗ 
nen ſtarren Katholizismus derartig unbeliebt, daß ſofort der Ruf 95 
Annexion durch's Land gehen würde, falls er die Regierung antreten 
wollte. Was nun kommen wird, muß der Zukunft überlaſſen bleiben. 


Frankreich. 

Paris, 12. Aug. [Zur Compenſationsfrage.] Die „Inde⸗ 
pendance Belge“ erfährt aus verſchiedenen Quellen folgendes Nähere 
über die franzöſiſche Anfrage in Berlin: 

„Der Brief des Kaiſers Napoleon vom 11. Juni ſprach im Principe be: 
reits die Nothwendigkeit aus. daß das europäiſche Gleichgewicht geſchont, 
Preußen aber beſſer gezogene Grenzen und Verbindungen zwiſchen ſeinen Ge⸗ 
bietstheilen erhalten müſſe. An dieſe doppelte Alternative ward in bedingter, 
hypothetiſcher Form erinnert, da Preußen ſich über feine definitiven Abſichten 
noch nicht zur Genüge erklärt habe. Wären Preußens Siege minder raſch 
und glänzend geweſen, oder das urſprüngliche Programm deſſelben nicht mit 
den Erfolgen gewachſen, ſo würde die franzöſiſche Regierung wahrſcheinlich 
keine Veranlaſſung zu ihren Anfragen gehabt haben. Seit jedoch Preußen die 
Abſicht verräth, ſich in Norddeutſchland auf Koſten feiner Feinde zu vergrößern 
und mit ſeinen Bundesgenoſſen einen Bund zu ſchließen, der ſeine Streitkräfte 
bedeutend vermehrt, ohne daß es dabei die Intereſſen der übrigen Unterzeich⸗ 
ner des wiener Friedens zu Rathe zieht, und ſeit es zugleich durch Einver⸗ 
leibung und nicht durch Umtauſch von Territorien ſich abrundet, welche zwi⸗ 
ſchen Preußen und Frankreich eine 7 05 kleiner, durch ihre Schwäche ge⸗ 
zwungenermoßen neutralen Staaten gebildet hätten, glaubt Frankreich ſich 
nothgedrungen berechtigt, ſich über zwei Fragen Gewißbeit zu verſchaffen. 
Die erſte Frage beſteht darin, ob Preußen die neuen Arrangements 
die es an die Stelle der alten Ordnung der Dinge ſetzen will, zur Kennt: 
niß Europa's bringen will oder nicht, und zweitens, welche Ver⸗ 
änderungen Preußen im Auge habe, damit nach Maßgabe der be⸗ 
wirkten Einverleibungen die Höhe der Gebiets⸗Compenſationen bemeſſen wer: 
den könne, die zu verlangen Frankreich durch Preußen Vergrößerung berechtigt 
wäre. Beiläufig gab das pariſer Cabinet zu verſtehen, daß es, um Preußen 
freie Hand zu laſſen, ſeinerſeits ſich mit Herſtellung der Grenzen 
von 1792 begnügen werde, welche im Frieden von 1814 im geblieben wa⸗ 
ren. Beſondere e find ſedoch in dieſer Beziehung officiell 
bis jetzt noch nicht geſtellt worden. Selbstredend wurden dieſe An⸗ 
fragen in Berlin nicht mit Vergnügen vernommen; es werde die Berechti⸗ 
gung derſelben beſtritten, auf den durchaus nationalen Charakter der 
Umgeſtaltungen in Norddeutſchland 4 21 und die Unmöglichkeit ausge⸗ 
ſyrochen, einen Zoll breiten deutſchen Landes opfern zu können; eine defi⸗ 
nitide Antwort wurde jedoch noch nicht ertheilt und wird wahrſchein⸗ 
lich auch ſo bald noch nicht erfolgen. Benedetti iſt auf Urlaub nach Paris 
abgereiſt und der Kaiſer unwohl, es wird daher wahrſcheinlich die Sache 
nur langſam und vorſichtig weitergeführt werden, zumal Frankreich augen⸗ 
bliclich noch nicht an einen Krieg mit Preußen denkt und Ih 
Anſprüche an Preußen vorläufig bloße Fingerzeige für feine künftige Po 


litik ſind.“ 2 
Belgien 

Antwerpen, 12. Aug. [Bon der Brandſtätte.] Den außer: 
ordentlichen Anſtrengungen des Pompiercorps und der Pontonniere iſt es 
gelungen, die Brandſtelle zu begrenzen. Obgleich die Gefahr indeß noch 
keinesweges völlig beſeitigt iſt, wie der von Zeit zu Zeit aus den Trüm⸗ 
mern aufſteigende, das ganze Quartier verhüllende Rauch andeutet, fo 
hofft man doch das in den Kellern brennende Petroleum zu erſticken. 
Für die ausquartierten unbemittelten Bewohner der geräumten Straßen 
hat die Mildthätigkeit der Bevölkerung ſofort Sorge getragen. (K. Z.) 
CCC WS EEE ER ³· Auw ENTER SET ENT ALTERS SEN 
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Meteorologiſche Beobachtungen. 


— 2 ——j—w—w . j 7 
Der Barometerſtand bei 0 Erd. Ba- Luft- Wind. 
in Pariſer Linien, die Tempera ⸗ Tempe- richtung und Wetten 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. | Stärke. 
Breslau, 14. Aug. JO U. Ab. 329,03 9,1 | S. 1. Regnicht. 
15. Aug. 6 U. Mrg.] 329,39 10,2 SW. 2. Trübe. 


Breslau, 15. Aug. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. — 3. U.⸗P. 2 F. 2 3. 
Ä—— . t 
Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 


räthen nach Preußen und den preußiſcherſeits oceupirten Ländern iſt 
aufgehoben. Der Miniſterialrath Lobowitz und der Oberſtlieutenant 
Weis ſind nach Berlin abgereiſt. (Wolff's T. B.) 
Paris, 14. Aug. Prinz Napoleon iſt geſtern nach der Schweiz 
gereiſt. Der dieſſeitige Botſchafter am berliner Hofe, Benedetti, wird 
nächſten Freitag nach Berlin zurückkehren. Die heutigen Abendblätter 
melden, daß der Kalſer am 18. nach dem Lager von Chalons abge: 
hen wird. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen Nachrichten. 


3% eröffnete zu 68, 90 und ſchloß ziemlich ſeſt zur Notiz. Conſols von Mit⸗ 

tags 1 Uhr waren 88% gemeldet. — Schlub-&ourfe: 3proc. 69, 05. 
talien. Sptoc.. Rente 52, 40. Sproc. Spanier ——. Ipzoc. Spanier —. 
ſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 352, 50, Credit» Mob. + Aktien 651, 25. 

N . Eſenbahn⸗Altjen 380, 00. Oeſterreichiſche Anleihe don 1865 pr. 

epi, = . 2 

Frankfurt a. M., 14. Aug., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Schluß⸗Courſe: 


Nahebahn —. Ludwigshafen⸗Bexbach — —. Heſſiſche Ludwigsbahn — —. 
Darmſt. Zettelbank —. 1854er Looſe —. 0 1864er Looſe 
58%. Oeſterr. National⸗Anleihe 47%. 5% Metalliques 4. 4½ % Me 


Man überzeugt ſich jetzt vom Gegentheil] 


München, 15. Auguſt. Das Ausfuhrverbot von Proviantvor⸗ 8 


Paris, 14. Aug., Nachmittags 3 Uhr. Die Börſe war unbelebt. Die] A 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. 
1 Druck in Graf, Barthfund 


2 8 Sin ohne Kaufluſt, loco zu 13 Mt. vergeblich angeboten. — 
Liverpool, 14. Auguſt, Mittags. Baumwolle: 12,000 Ballen Umjas. 


Middling at kraut 13% —14, middling ns 14 ½, fair Dhollerah 10 
middling fair Dhollerah 8%, good middling Dhollerah 8%, New Bengal 73 
New Dhollera 10%. 


Berliner Börse vom 14. August 1866. 


Fonds- und Geld-Oourse. | Eisonbahn-Stamm-Aotien. 


Freiw. Staats-Anl 95% B. 
Staats-Anl. von 1859 101%, bz. Dividende pro 1864 1865 ze, 
dito 1 55 88½ bz. 
dito 1853 88 ½ bz. Aachen-Mas — 
dito 1854 4½% 95 ½ br. Amsterd.-Rottd.. 6 — 
dito 18554½95½ bz. Berg.-Märkische| 7 9 
dito 1856/4111954, bz. Berlin-Anbalt. .. 13 
dito 1857 36 ba. Ber'in-Görlitz...| — — 
dito 185604½%95 % bz. to 8t,-Prior.| — — 
dito 1854 4½ 65 ½% bz Berlin -Hamburg 0 9 

Staats-Schuldscheine3½ 82 ba. Berl.-Potsd.-Mgd|16 16 

Präm.-Anl. von 1858|3141120 bz. Beriin-Stettin...| 796 | — 

Berliner Stadt-Oblig. 4½ 100 4, bz Böhm,-W: [5 — 

3, Tur- u. Neumark. 381 B. Breslau-Freib. 7 * 

3 (FPomm e. 3181 bz Cön-Minden . = 

& JPosensche........ al — — Cosel-Oderberg .| J | 24 

S 30— — — dito St.-Prior. — | — 

ä dito neue 4 89 bz. dito D — 

Schlesische. % 87½ f. Galiz. Ludwigsb.| 9 — 

Kur- u. Neumärk. 4 |90%, B. Ludwigsh. Bexb. 19 

( Pommersche. . 4 0% ba. Magd.-Halberst, .|25 15 

= \Posensche. ..... 4 88% bz Magdb-Leipaig. 124 | — 

&4Preussische. .. .. 4 80% ba nz-Ludwigsh| 27 = 

3 )Westph.u.Rhein.|4 |— — — Mecklenburger 3 3 

5 [Sächsische ..... — —— Neisse- Brieger 4 > 

2 \Schlesische, ......\4 |92 k. eee * Rn 
5 Ar 787 iedrachi, Zweb, 

Lonindor 110% oz. (DeskBk. be Nord. Er- Wilh. Ii, — | 
3 4 Oberschles. Bin; 4 * 5 
Ausländische Fonds. 4 . 8 10 ae 

Oosterr.] Metalliques)65 46½ G. Oestr.-Fr. St.- B. 5 — 

dito Nat.-Anl. s 49% bz. u. B IO est, südl. St.-B. 8 7 

dito Lot. A. v. 50% 57½5757 % [Oppeln-Tarnow. 31 34 
dito dito 64.— bz. u. 6 Rheinische. if — 
dito S4er.Pr.-A.]4 B. dito Stamm- Pr. 61), >= 
dito Eisenb.-L..i— 0 bz. u. G. ein-Nahebahn! — — 

Ital. neue öproe. Anl. 5 82 à 51%, da. Stargard- Posen. 319 | -— |: 

Russ. Engl. Anl. 180% 7 etw. bz. TEüringer 8 8 

dito Holl. Anl. 1864/5 90 8. Warschau-Wien' 7½ — 

dito Poln-Sch.-Obl.|4 63 br. 

Poln. Pfandbr.III Em. 4 1591, br, 

ola, Obl. a 500 El. 4 86% ba. 

dito 3 800 5 80 B. Bank- und Iladustrle-Paplere. 


Kurhess. 40 Thlr. bl. — 50 B. 
Baden. 36 El. LoOSe— 30½ 6. 


1 8½ 14 1142 0 
lia ba. tr je 


ian. St.- Aul. 6 7 #3 Klıkl.bz.u.B, | 
3 De Denk... The 11 
E — itäts-Aotien. anziger Bank. 7½ 1 
Berg 3 e bz. Darmst. Zettelb.| 8 4 197%, 6. 
"dito l. 04 bz. Geraer Ban 8 70% 106 bz. u. 6 
dito WIA 93% B. Gothaer „ 7 46 etw. ba- u. 0. 
dito III. 810g. 16% br. Hannoversche B.] 59 4 8s ½⁰ br 
Cöln Minden 4 108. e — 
a un — — Königsberger f Dr 105 @. 
dito „ 6847 bz. II. 1 ba. 0. @ 
dite 44% 044 B Magdeburger, B. deli B 
dito 1 455 SH b. —— — | 7 100 B 
dito VI gez ö. Prouss. Bank.-A. 10% 101% (4% 10 bz 
Co8.-Oderb. (with) |—- — — Thüringer Bank| 4 65 
den i. Em... yo 0. einm „ 160 b. 
Gal. Ludwigsb. 5 u ba. — 
Niederschl.-Märk. . 4 !90 B. Berl Hand,-Ges.| 8 05% be. 
dito conv.ſa4 [vo B. Coburg Credb.A.| n . 
dito III. 4 89 bz Darmstädter „6 B. 
dito TV.j41,:95 d⸗ Dessauer 51 8. 
Ndschl. Zweigb. L. C. —— Disc. Com.-Ant.. J 6½ br. 
Oberschles. A. 4 — — Genfer Credb.- AI 4 ba. 
dito 8 4 ½%/é ůà—eĩ— Leipziger „14 
dito REN 4 - - eininger 11, % 6. 
dito D e Idauer Lds.-B.“ — etw. br 
dito K 34:79 8 Oesterr. Cred b. A.] 5 4½ dz. u. B 
o Bean 44% B Schl. Bank- Ver. .| 6½ 8. 
Oest.- Franz. 3 1235 bz. 
we St-B 212 ba. erb = a ba. 
ein v. St. gar. 2 m ‚v.Eisanbdif. , 3 
Rhein-Nahe-B. gar. H ha . B. h * 
echsel- Course. 
Amsterdam 30 Fl. . 0.14% ba. g 
dito dito zn 145 ba. beibeie 100 T lr. 5 f 246% de 
Hamburg 300 Mk. . 40 T. l / bz. dito dito 2 99% 6 
dito dito 2.Mıl5ı 8. Frankfurt a. M. 100 FI M. 87. br. 
london 1 Js. 43 M.) 6. 2% bz. Petersburg 100 8.-R. . J W. 20% ba. 1 
Paris 300 Press 2.M.i80%, bz. dito dito A M78 b 
Wien 150 Fl.. 8 T. 78 ba. Warschau 96 8. R.. |8 1/21 ½ bs. 
dito 2 M. 78 b. Bremen 100 Thir.@oldi8 T.|110%, ba. 
Berlin, 14 Aug. Weizen loco 50—74 Thlr. nach Qualität, bunter 


e 
poln. 64—66 Thlr., hochbunter poln. 70—73 Thlr., Liefern Aug. 
Sept. 64 Thlr. Gld. Sept.⸗Oltbr. 65 Thlr. Br. 947 Thlr. G ** 5 
66 Thlr. Br., ug 65 Thlr. — Roggen loco 80—Sipfd. 49 Thlr. 
ab Boden, 80 —S2pfd. 49% Thlr. am Baſſin, neuer 49% Thlr. 


e . \ 
gen gie: 68 — 86 Sgr., 
neuer 70—75 Sgr., au 60-6 en eg 
ſeſter, pr. 81 Wfd. 52—56 Sgr. feinſte Sorte über Notiz bezahll.— 
Gerſte wenig angeboten, pr. 74 Pft. weiße 44—45 Sar., helle 4143 Sgr., 
Sgr. — Hafer matt, pr. 
— Koch⸗Erbſen ruhiger. 
Oelſaaten ſehr ſeſt. — Lupinen ohne Handel, 
z weh 8 je 90 Pfd. 115—125 Sgr., e 
behauptet, 42-44 Sgr. pr. tu chlaglein ohne Handel. — Rapskuche 


Breslauer Börſe vom 15. Auguft.) J Schlu 
Nachmittags. Ruſſiſch Papiergeld 71% 5 ! 1 bes eh Banknoten 78% 
bez. Schleſ. Rentenbrieſe 92 bez. eſ. Pfandbriefe 89% bez. Oeſterr. Nas 


tionanleihe 50 bez. u. Br. Sreiburger 136% esse Qrieger TR 
h e f. 


„Contfe. J I Ube 


bez. Oberſchleſ. Litt. A. u. G. 165% Br. „u. 
Oppeln-Tarnomwiper 75% Br. Oeſterr. Creditbant:Actien —. Sale. Bank⸗ 
erein 110 Gld. 1860er Looſe —. Amerikaner 72% Br. Warſchau⸗ 


Wiener 58 bez. u. Gld. Minerva 53% Br. 


Breslau, 15. l Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroschen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 
80-85 Se 


Weizen, — 75 66—70] Roggen, neuer. — 


do. gelber 77-82 75 66-701 Bere... . 445 42 0A 
do. erwadfent — — — er . 80-32 29 26—28 
Roggen, alter. 55—56 54 52—53 e 62—65 57 52—54 


— [Notirungen der von der Handelskammer ernannten Nen zur Feſtſtellung 
en. 


d reife von Raps 
5 REEe 18 aps und Nu 


pr. 150 Pfd. Brutto in Sar. 


| 
| 
Koco» (Kartoffel) @pirituß pr. 100 Ort. bei 80% Aralles | 
2 * eizen. — 3 4 gen. Dar + Dajer. 
00 Gtr. Rübdl. 50 e Keindl — 


Den 12. d. Mts. um 10 Uhr ſtarb nach kurzem Leiden der penf. Haupt⸗ 


lehrer Key Gerſtmann in dem Alter von 78 Jahren. Dies zeigen 
ftatt beſonderer Meldung an d 
[1824 die tiefbetrübten Hinterbliebenen. 


Die Beerdigung Donnerſtag früh 9 Uhr auf dem großen Kirchhofe. 


Trauerhaus: Gräbſchnerſtraße 27. ä 
Leibbinden 


Echt orientaliſche b 

Schutze geg olera, 1145 
laut Verordnung des ad Ge or Dr. med. Bod, à 15, 17 * 
20 Sgr. Deppel⸗Binden a 22%, 25 Sgr. und 1 Thlr., ſowie Kinderbinden 
in allen Größen, a 7% und 10 Sgr. empfiehlt: 


Ed. Biol ſchowsky Jr., 


Nikolaiſtraße Nr. 76, in dem früher Obagen’ihen Lokale. 
Beſtellungen nach auswärts werden prompt effectuirt. 


Stein. Vertretung: Dr. Weis.) 
Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


